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1. Einleitung 

In die Diskussionen über die Konsequenzen der demographischen Entwicklung für die Sozial-

versicherungssysteme wurde das Wohneigentum bisher nur fragmentarisch und unsyste-

matisch einbezogen. Dies ist durchaus bemerkenswert, weil das Wohneigentum in zweifacher 

Hinsicht in Beziehung zu den Problemen der unter Druck geratenen sozialen Sicherungs-

systeme steht: Weitgehend unumstritten – und (bislang) auch im Altersvermögensgesetz 

(AVmG) berücksichtigt – ist die erste Funktion des Wohneigentums als Form der privaten Al-

tersvorsorge. Diese besteht primär in der Wohnkostenersparnis und/oder der Möglichkeit der 

Vermietung. Vernachlässigt wurde bisher hingegen die zweite Funktion des Wohneigentums, 

nämlich die der Generationenvorsorge. Das Entlastungspotential des Wohneigentums für 

kommende Generationen ergibt sich aus dem Immobilienvermögen privater Haushalte in 

Deutschland, das ca. 40 Prozent des Gesamtvermögens ausmacht und so ein großes potentiel-

les Erbschaftsvolumen darstellt. 

Im politischen Prozess wird die Bevölkerungsentwicklung bislang jedoch meist als Grund 

für einen Subventionsabbau im Wohnungssektor angeführt. Dies zeigte sich bereits in den 

direkt nach den Bundestagswahlen 2002 geführten Debatten, die in den Regierungsentwurf 

des gescheiterten Steuervergünstigungsabbaugesetzes mündeten. Im Zusammenhang mit der 

„vorgezogenen Steuerreform“ konnte die im Bundestagsbeschluss zum Haushaltsbegleitge-

setz 2004 vorgesehene Streichung der Wohnungsbauprämie und die Überführung der Eigen-

heimzulage in eine (familienbezogene) Städtebauförderung den Vermittlungsausschuss zwar 

nicht passieren; die nun beschlossenen Subventionskürzungen in den genannten Bereichen 

zeigen jedoch, dass die von wohnungsversorgerischen Motiven gestützte Rechtfertigung der 

Wohneigentumsförderung vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung tatsäch-

lich kaum langfristig aufrecht zu erhalten ist. Zwar sind Subventionskürzungen vor dem 

Hintergrund der prekären Haushaltslage grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings vermitteln die 

genannten Maßnahmen eher den Eindruck von Stückwerk. Als konzeptionell kohärente 

Alternative zu den bisherigen, unausgegorenen Reformmaßnahmen kann die Freiburger 

Zwei-Flanken-Strategie gelten, die die doppelte Funktion des Wohneigentums in den 

Vordergrund stellt und so Verzerrungen zu Lasten beleih- und vererbbarer Formen der 

Ersparnisbildung vermeidet.  

Im Folgenden wird zunächst die doppelte Funktion des Wohneigentums als Alters- und 

Generationenvorsorge analysiert, um die Potentiale des Wohneigentums im Hinblick auf 
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einen Beitrag zur Lösung des „demographischen Problems“ aufzuzeigen. Anschließend er-

folgt die Vorstellung der Freiburger Zwei-Flanken-Strategie als Beispiel einer zukunftswei-

senden Neugestaltung der Wohneigentumsförderung.1 

2. Bevölkerungsalterung und die doppelte Funktion des Wohneigentums 

Die demographische Entwicklung in Deutschland ist durch das Ansteigen des Durchschnitts-

alters der Bevölkerung gekennzeichnet, das zum einen auf eine geringe Fertilität und zum 

anderen auf eine höhere Lebenserwartung zurückzuführen ist. Dieser sogenannte doppelte 

Alterungsprozess impliziert ein Ansteigen des sogenannten Alterslastquotienten, der das 

Verhältnis der „Rentenempfänger“ (über 65jährige) zu den Erwerbsfähigen (18- bis 65jähri-

gen) widerspiegelt. Die damit verbundenen Konsequenzen für die umlagefinanzierten Sozial-

versicherungen liegen klar auf der Hand: Einerseits sinken die durchschnittlichen Beitrags-

einnahmen pro Mitglied in der gesetzlichen Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung. An-

dererseits steigen die durchschnittlichen Leistungsausgaben pro Rentner, Kranken oder Pfle-

gebedürftigen erheblich an. Anders ausgedrückt, versorgen künftig immer weniger Junge 

immer mehr Alte, die zugleich immer älter werden. Die Mehrbelastung künftiger Generatio-

nen durch die öffentlichen Transfersysteme und die daraus resultierende Notwendigkeit einer 

verstärkten privaten Eigenvorsorge sind weithin bekannt.2 In beiderlei Hinsicht spielt dabei 

das Wohneigentum eine gewichtige Rolle. 

2.1. Wohneigentum als Form der Generationenvorsorge 

Für zukünftige Generationen bergen Erbschaften von Immobilienvermögensbeständen ein er-

hebliches Entlastungspotential. Dies wird deutlich, wenn man die sich im Rahmen von priva-

ten Transferschemata ergebenden Barwerte von Immobilienerbschaften den Zahlungsver-

pflichtungen gegenüberstellt, die aus öffentlichen Transferschemata resultieren. Letztere wer-

den in der sogenannten Generationenbilanz ausgewiesen, in der alle zukünftigen Zahlungen 

eines Individuums an den Staat mit allen zukünftigen Leistungen, die es vom Staat erhält, 

saldiert werden, um so die altersspezifischen Nettosteuerzahlungen der betrachteten Genera-

tionen bestimmen zu können. Dabei können verschiedene Szenarien mit unterschiedlichen 

Wachstumsraten des gesamtdeutschen Immobilienvermögens sowie unterschiedlichen Immo-

                                                           
1 Vgl. ausführlich hierzu Raffelhüschen und Schoder (2004). 
2 Vgl. u.a. Borgmann, Krimmer und Raffelhüschen (2000), Ehrentraut und Raffelhüschen (2003), Fetzer, Moog 
und Raffelhüschen (2003) und Häcker und Raffelhüschen (2003). 
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bilienvermögensprofilen betrachtet werden.3 Unter der Annahme des realen, gegenwärtig beo-

bachtbaren Immobilienvermögensprofils, ergeben sich für unterschiedliche Wachstumsraten 

des Immobilienvermögens die in Abb. 1 illustrierten kohortenspezifischen Nettosteuer-

zahlungsszenarien. 
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Nettosteuerzahlungen gemäß Generationenbilanz des Basisjahres 2000 (g=1,5%, r=3%)

Nettosteuerzahlungen nach Erbschaft bei Wachstum des Immmobilienvermögens um 1,5% p.a.

Nettosteuerzahlungen nach Erbschaft bei Konstanz des Immmobilienvermögens

Nettosteuerzahlungen nach Erbschaft bei negativem Wachstum des Immmobilienvermögens (-1,5% p.a.)
 

Abb. 1: Nettosteuerzahlungen und Entlastungspotential durch Immobilienerbschaften bei „realem“ 
Immobilienvermögensprofil und unterschiedlichen Wachstumsraten des Immobilienver-
mögens. 

Die Generationenbilanz weist für ein nach dem Basisjahr geborenes „fiktives“ Individuum 

(der/die –1jährige) – dieses repräsentiert ein durchschnittliches Individuum der (gleichbehan-

delten) zukünftigen Generationen – eine Nettosteuerzahlung in Höhe von 45.933 Euro aus. 

Diese Pro-Kopf-Zahlung wäre erforderlich, um die mit der Fortsetzung der gegenwärtigen 

Fiskalpolitik verbundene Nachhaltigkeitslücke in Höhe von 271 Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts zu schließen.4 Je nach Wachstumsrate des Immobilienvermögens kann 

diese Belastung durch Immobilienerbschaften mehr oder weniger stark abgemildert werden: 

So würden bei einem jährlichen Wachstum des Immobilienvermögens in Deutschland um 1,5 

Prozent die nach dem Basisjahr 2000 Geborenen um 30.018 Euro entlastet. Dies entspricht 

                                                           
3 Die Immobilienvermögensprofile geben Auskunft über die altersspezifische Verteilung des Immobilienvermö-
gens.  
4 Die Nachhaltigkeitslücke stellt einen möglichen Indikator für die Belastung zukünftiger Steuerzahler dar. Man 
erhält die Nachhaltigkeitslücke, indem man die Nettosteuerzahlungen der Durchschnittsindividuen mit der Jahr-
gangsstärke gewichtet und über alle lebenden und zukünftigen Kohorten diskontiert und addiert. Sie reflektiert 
die Summe aus den expliziten Nettostaatsschulden und den unverbrieften, d.h. schwebenden Ansprüchen aller 
heute und in Zukunft lebenden Generationen an alle zukünftigen staatlichen Budgets und gibt damit die tatsäch-
liche Staatsverschuldung des Basisjahres an. 
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einer Minderbelastung von gut 65 Prozent der Nettosteuerzahlungen, die diese Generationen 

im Rahmen der derzeitigen Fiskalpolitik aufgebürdet bekommen. Auch bei weniger 

optimistischen Annahmen hinsichtlich der Entwicklung des Immobilienvermögens bleibt die 

grundsätzliche Entlastungswirkung der Immobilienerbschaften erhalten. Da aber auch die 

lebende Generation der 0jährigen jeweils in praktisch identischer Höhe von den Erbschaften 

profitiert, kann die mit den öffentlichen Transferschemata verbundene Mehrbelastung 

zukünftiger Generationen nicht ausgeglichen oder zumindest reduziert werden. Eine 

Rechtfertigung der derzeitigen Fiskalpolitik mit dem Verweis auf die kommende(n) Erben-

generation(en) ist vor diesem Hintergrund also nicht möglich. 

Zu beachten ist, dass die vorgestellten Ergebnisse die Existenz eines Vererbungsmotivs 

voraussetzen.5 Die Angaben zum Entlastungspotential stellen daher lediglich die maximal 

mögliche Vermögensübertragung aus Immobilienbesitz dar, die somit je nach Stärke des 

Vererbungsmotivs auch geringer ausfallen kann. Hinsichtlich des Vererbungsmotivs sind die 

Ergebnisse einer Studie aus den USA allerdings generell ernüchternd, der zufolge die Alten 

ihre Vermögenswerte verstärkt konsumieren.6  

Neben dem bisher behandelten Entlastungspotential durch die Vererbung des Immobilien-

vermögens ist noch ein weiterer Aspekt hervorzuheben, der einen zusätzlichen Beitrag des 

Wohneigentums zur Generationenvorsorge darstellt. Dieser besteht in einem positiven empiri-

schen Zusammenhang zwischen Wohneigentumsbildung und Sparneigung, den 

Braun et al (2001) auf Grundlage der EVS 1998 ermittelt haben. Haushalte, die ihr Wohnei-

gentum selbst nutzen, leisten demnach einen überdurchschnittlich hohen Konsumverzicht und 

verfügen dadurch verglichen mit Mieterhaushalten über deutlich höhere Geldvermögens-

bestände. Unter Bezugnahme auf das Gesamtvermögen berechnen Braun et al (2001) eine 

implizite Lebenssparquote (Verhältnis von Gesamtvermögen zum Lebenszykluseinkommen), 

die bei Mietern unter 5 Prozent, bei Eigentümern hingegen über 25 Prozent liegt.7 Bei der 

Interpretation dieser Beobachtungen ist allerdings Vorsicht geboten. So können die 

Ergebnisse einerseits die Folge einer grundsätzlich unterschiedlichen Sparneigung, also 

typbedingt sein. Unter Umständen bilden generell nur diejenigen Haushalte mit einer ohnehin 

höheren Sparneigung Wohneigentum. Dann wäre bei der „Überführung“ bisheriger Mieter-

                                                           
5 Siehe dazu ausführlich Lüth (2001, S. 5ff). 
6 Vgl. Gokhale und Kotlikoff (2000, S. 2).  
7 Das Lebenszykluseinkommen wurde berechnet als kumuliertes und verzinstes Bruttoerwerbseinkommen des 
Haushaltsvorstands über den Zeitraum seiner Erwerbstätigkeit, die mit 40 Jahren angenommen wurde (vgl. 
Braun et al. (2001, S. 14). 
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haushalte in das Wohneigentum nicht mit einer Erhöhung der Ersparnis zu rechnen, sondern 

lediglich mit einer Umschichtung im individuellen Portfolio (Immobilien- statt Geldvermö-

gen).  

Sollte aber eine Kausalität derart bestehen, dass Wohneigentümer generell eine höhere Er-

sparnisbildung haben,8 so wären damit im Zusammenhang mit dem Wohneigentum als Ge-

nerationenvorsorge zwei Gesichtspunkte verbunden: Zum einen stellen die höheren Geldver-

mögensbestände der Selbstnutzer selbst ein zusätzliches Entlastungspotential dar, sofern ein 

entsprechendes Vererbungsmotiv existiert (s.o.). Zum anderen kann durch die höhere Spar-

quote gemäß der neoklassischen Wachstumstheorie ein höherer Wachstumspfad erreicht wer-

den. Infolgedessen kann es zu einem Beschäftigungsimpuls kommen, der sich zugunsten 

kommender Generationen auf die beschäftigungsabhängigen Aggregate (u.a. Ein-

kommensteuereinnahmen, Arbeitslosenversicherungsausgaben etc.) auswirkt.  

2.2 Wohneigentum als Form der Altersvorsorge 

Die genannten empirischen Zusammenhänge zwischen Wohneigentum und Geldvermögen 

sind auch im Hinblick auf den Beitrag des Wohneigentums zur Altersvorsorge relevant, weil 

im Alter höhere Geldvermögen verrentet werden können. Zusätzlich lässt sich durch den Ver-

kauf oder die Vermietung der Immobilie sowie durch eine Leibrente mit Wohnrecht oder eine 

„Reverse Mortgage“ eine Einkommensquelle im Alter erschließen. Daher sehen Hamm und 

Simons (1999) im Realvermögen das Instrument, welches für die Alterssicherung die größte 

Bedeutung hat. So kann nach Angaben von Braun et al (2001) das letzte Erwerbseinkommen 

eine Verrentung des Gesamtvermögens der Selbstnutzer zu über 100 Prozent ersetzen.9  

Doch nicht nur in der Möglichkeit der Verrentung von Wohneigentum (und unter Umstän-

den höherer Geldvermögen) ist ein Beitrag des Eigentums zur Altersvorsorge zu sehen. Auch 

das mietfreie Wohnen im Alter stellt einen Aspekt der Altersvorsorge dar, den es wahrzuneh-

men gilt. So zeigt sich in Modellrechnungen sowie in empirischen Auswertungen der EVS 

1998, dass die Wohnkosten von Selbstnutzern generell zunächst über, später unterhalb derer 

von Mieterhaushalten liegen.  

                                                           
8 Die hohe Sparquote der Selbstnutzer ist für die Expertenkommission Wohnungspolitik (1995, S. 37) ein 
wesentlicher Aspekt bei der Legimitation der Wohneigentumsförderung. 
9 Dazu ist allerdings kritisch anzumerken, dass bei gleicher Ersparnisbildung in Alternativanlagen unter Umstän-
den höhere Ersatzquoten möglich wären bzw. die mit dem Immobilienvermögen erreichbaren Ersatzquoten auch 
mit geringeren Anlagebeträgen in Alternativanlagen erreichbar sein könnten. 
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In der Modellrechnung von Raffelhüschen und Schoder (2004) liegt der Break-Even 

ungefähr 30 Jahre nach dem Eigentumserwerb. Ab diesem Zeitpunkt kann bei der 

vorgenommenen Parametrisierung eine zusätzliche Rente von ca. 900-1.000 Euro pro Monat 

realisiert werden. Laut Hamm und Simons (1999) wird der Wohnkostenvorteil des Selbst-

nutzers sogar schon nach 10-15 Jahren erreicht. Durch das dann höhere verfügbare Ein-

kommen und das damit erhöhte Sparpotential im Vergleich zum Mieterhaushalt erklären sich 

auch die höheren Geldvermögensbestände der Selbstnutzer. Gegen das Argument der geringe-

ren Wohnkosten kann allerdings die unter Umständen bessere Vermögensentwicklung von 

Anlagen der Mieterhaushalte eingewendet werden. Schließlich lässt sich die höhere Wohn-

kostenbelastung durch eine alternative Anlagestrategie mit höheren Renditen 

überkompensieren. 

Auch empirisch liegen die Wohnkosten der Selbstnutzer zunächst über jenen der Mieter-

haushalte. Wie in der Modellrechnung fallen sie dann jedoch wieder ab und unterschreiten 

noch deutlich vor dem Renteneintritt die Wohnkosten vergleichbarer Mieterhaushalte.10 Gera-

de für junge Haushalte erscheint die Vermögensbildung in Form von Wohneigentum daher 

besonders günstig, weil der Break-Even entsprechend früher erreicht werden kann und somit 

eine längere Zeitspanne kostengünstigeren Wohnens möglich ist, die gleichzeitig auch eine 

Vermögensbildung auf höherem Niveau erlaubt. 

3. Integrative Förderung der Wohneigentumsbildung – eine Reformskizze 

Die vorgestellten Ergebnisse zeigen die Bedeutung auf, die dem Wohneigentum angesichts 

der demographischen Entwicklung zukommen kann. Die beiden Aspekte der Alters- und der 

Generationenvorsorge können in der im Folgenden erläuterten Freiburger Zwei-Flanken-Stra-

tegie in systematischer Weise verbunden werden. Mit der Freiburger Zwei-Flanken-Strategie 

wird dabei keineswegs eine Forderung nach Subventionen formuliert, sondern vielmehr die 

Herstellung von gleichen Wettbewerbschancen alternativer Anlageformen, die allesamt dem 

Ziel der Abmilderung der kommenden demographischen Lasten dienen können.11  

                                                           
10 Aus „technischen Gründen“ weisen Braun et al. (2001, S. 23) einen „effektiven Break-Even“ aus. Dies ist not-
wendig, weil der typische Selbstnutzer ein höheres Einkommen als der typische Mieter hat. Der „korrekte Ver-
gleichsmaßstab“ ist daher ein Mieterhaushalt mit überdurchschnittlichem Einkommen. Dessen höhere Miete 
schneidet jedoch die Wohnkosten des Selbstnutzers zu einem früheren Zeitpunkt (effektiver Break-Even), als bei 
einem Vergleich von typischen Mietern und Selbstnutzern aus derselben Einkommensklasse. 
11 In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass die Entscheidung der Form des Wohnens (Miete oder 
Eigenheim) in erster Linie keine Entscheidung ist, die allein vom absoluten Niveau der Kosten des Wohneigen-
tums determiniert wird. Entscheidend sind vielmehr die Kosten im Vergleich zur Alternative Mietwohnung, die 
vom Staat ebenfalls gefördert wird (vgl. Braun und Pfeiffer 2002, S. 21). Es gilt daher, von staatlicher Seite 
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3.1. Gleichstellung des selbstgenutzten Wohneigentums im AVmG 

Trotz der weitgehenden Akzeptanz des Beitrags, den das Wohneigentum zur Altersvorsorge 

leisten kann, erfolgte die bisherige Einbeziehung des Wohneigentums in das AVmG nur un-

systematisch in Form der Regelungen zum Altersvorsorge-Eigenheimbetrag (im Folgenden 

als Entnahmeregelung bezeichnet).12 Weil die geltende Entnahmeregelung aus verschiedenen 

Gründen zu kritisieren ist,13 erscheint eine systematischere Integration der Wohneigentums-

bildung in das AVmG dringend notwendig. Das im Folgenden erläuterte Konzept beschränkt 

sich dabei auf die Gleichstellung des selbstgenutzten Wohneigentums im AvmG, prinzipiell 

lässt es aber die teilweise geforderte Einbeziehung des Wohneigentumserwerbs zu Vermie-

tungszwecken zu.14  

Den Ausgangspunkt des Reformvorschlags bildet ein fiktives „Immobilien-Altersvorsorge-

konto“. Für Einzahlungen auf dieses Konto gelten dieselben Förderungsgrundsätze wie für die 

übrigen zertifizierten Altersvorsorgeprodukte, d.h. entsprechende Sonderausgabenabzugs-

fähigkeit und/oder Zulagen für die Sparer. Eine Entnahme zum Zwecke der Bildung selbstge-

nutzten Wohneigentums ist dabei grundsätzlich zu jedem Zeitpunkt möglich.  Als weitere 

Neuerung wird vorgeschlagen, das Tilgungssparen, welches bei der Wohneigentumsbildung 

eine bedeutende Rolle spielt, in der Phase nach dem Eigentumserwerb bis zum Rentenalter 

ebenfalls als Sonderausgaben abzugsfähig zu machen.15 

Eine derartige Gleichstellung der Wohneigentumsbildung im Rahmen des AVmG erfordert 

im Gegenzug eine entsprechende Neuregelung der steuerlichen Behandlung. Im Rahmen der 

Freiburger Zwei-Flanken-Strategie erfolgt zu diesem Zweck eine nachgelagerte Besteuerung. 

Damit wird zum einen Konsistenz bei der Behandlung der Anlagealternativen erreicht. Zum 

                                                                                                                                                                                     
einen „fairen“ Wettbewerb der beiden Wohnformen zu gewährleisten, ohne sich in einen „Subventionswettlauf“ 
zwischen Wohneigentums- und Mieterförderung zu begeben (vgl. Schilli (1999, S. 32ff). Mit anderen Worten 
könnte eine Wohneigentumsförderung auch in der Kürzung von Subventionen im Mietwohnungsbereich beste-
hen. So kann wünschenswerter Subventionsabbau, der die öffentlichen Haushalte entlastet, gleichzeitig zu einer 
Fördermaßnahme von Wohneigentum werden. 
12 Systematisch korrekt wäre im Hinblick auf das selbstgenutzte Wohneigentum eine nachgelagerte Besteuerung 
des Nutzungswertes im Rahmen eines Investitionsgutmodells. Dieses wurde jedoch durch den 1987 erfolgten 
Übergang zur Konsumgutlösung scheinbar unmöglich. 
13 Vgl. dazu ausführlich Raffelhüschen und Schoder (2004, S. 35ff) und Deutscher Verband für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e.V. (DVWSR) (2002). 
14 Die Frage der Einbeziehung des Wohneigentumserwerbs zu Vermietungszwecken wird an dieser Stelle nicht 
diskutiert, weil sie schon aus fiskalischen Gründen unrealistisch erscheint und angesichts der langfristig zu er-
wartenden Entwicklung des deutschen Immobilienmarktes auch ökonomisch wenig sinnvoll ist. Vgl. dazu Raf-
felhüschen/Schoder 2004, S. 36f. 
15 Für eine solche Behandlung sind Entschuldungsprozesse im Immobilienbereich geeignet, weil hier regelmäßi-
ge Ein- bzw. Rückzahlungen erfolgen, die mit dem Riester-Konzept sehr gut vereinbar sind. Entsprechend 
fordert auch die Kommission des DVWSR (2002) die Sonderausgabenabzugsfähigkeit des Tilgungssparens. 
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anderen werden die positiven Zins- und Liquiditätseffekte beibehalten, die als wesentliche 

Vorteile der Entnahmeregelung – gerade für jüngere (Schwellen-)Haushalte – gelten.16 Weil 

beim selbstgenutzten Wohneigentum – im Unterschied zu den regulären zertifizierten Alters-

vorsorgeverträgen und auch dem vermieteten Wohneigentum – im Zeitraum der Besteuerung 

(also im Rentenalter) keine Liquidität zufließt, könnte die nachgelagerte Besteuerung zu-

nächst unangebracht erscheinen. Der positive Liquiditätseffekt (sowie der Zinseffekt) über-

wiegen diesen Gesichtspunkt jedoch. Für eine nachgelagerte Besteuerung spricht weiterhin, 

dass dadurch eine insgesamt gleichmäßigere Belastung des Wohneigentümers über seinen Le-

benszyklus erreicht werden kann. Denn die nachgelagerte Besteuerung erfolgt im hier 

vorgeschlagenen Modell in einer Lebensphase, in der die Wohnkosten des Selbstnutzers am 

geringsten sind. So scheidet nicht nur aus Gründen der Konsistenz eine vorgelagerte Be-

steuerung der angesparten Beträge zum Zeitpunkt des Erwerbs aus, wie sie von der Kommis-

sion des DVWSR (2002) aufgrund ihrer verwaltungsvereinfachenden Wirkung in Erwägung 

gezogen wird.  

Die nachgelagerte Besteuerung kann prinzipiell auf zwei verschiedene Arten erfolgen, 

wobei die Entscheidung für eine der Alternativen durch die Politik getroffen oder den Be-

troffenen selbst überlassen werden kann. Beiden Alternativen ist gemein, dass zunächst ein 

fiktiver Vermögenswert berechnet wird, der dem Bestand an gefördertem Wohneigentum 

entspricht. Zur Berechnung des Bestandes an gefördertem Wohneigentum W werden dabei 

schlicht die Sparbeträge inklusive Verzinsung und der gewährten „Riester-Förderung“ 

kumuliert. Bei gleichbleibenden jährlichen Sparbeträgen inklusive Zulagen S kann der 

Bestand an gefördertem (selbstgenutzten) Wohneigentum wie folgt berechnet werden:  

(1) 
r

r
SW

n 1)1( 1 −+
⋅=

+

 

Dabei steht n für den Zeitraum, in welchem in den Immobilientopf eingezahlt wird, und r  

für eine fiktive Rendite des selbstgenutzten Wohneigentums. Als solche kann zum Beispiel 

die durchschnittliche Verzinsung der Riester-Produkte dienen. Alternativ ist die Verzinsung 

langfristiger Staatsanleihen oder jene auf nicht zurückgezahlte Beträge bei förderschädlicher 

Verwendung als Anhaltspunkt denkbar. 

                                                           
16 Der Liquiditätseffekt besteht in der Verfügbarkeit von Eigenmitteln zum Zwecke der Wohneigentumsbildung. 
Der Zinseffekt ergibt sich, wenn der Soll-Zins über der Rendite des Altersvorsorgevertrags liegt. Dann kann 
durch die Entnahme eine Zinsersparnis im Vergleich zu einer entsprechenden Kreditaufnahme realisiert werden 
(vgl. DVWSR 2002, S. 22). 
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Eine jährliche nachgelagerte Besteuerung kommt dem Leitbild der nachgelagerten Be-

steuerung im AVmG nahe und stellt die erste der beiden Alternativen dar. Streng genommen 

müsste eine solche jährlich nachgelagerte Besteuerung auf den Nutzungswert abstellen, was 

beim selbstgenutzten Wohneigentum aufgrund des geltenden Konsumgutmodells nicht 

möglich scheint. Mit dem „Umweg“ des fiktiven Vermögenswerts ist jedoch auch im Rahmen 

des Konsumgutmodells eine nachgelagerte Besteuerung relativ einfach zu administrieren. Die 

Bemessungsgrundlage jB  kann durch die Annuitisierung des fiktiven Vermögenswerts auf 

eine bestimmte Periode (beispielsweise 10-15 Jahre) berechnet werden:  

(2) 
1)1(

)1(
−+
⋅+

⋅= n

n

j r
rr

WB  

Dabei steht r erneut für den entsprechenden Zinssatz (s.o.), n für die Periodendauer. Die 

Periodendauer kann dabei beispielsweise auf 10 bis 15 Jahre gesetzt werden. Auf diese 

jährliche Bemessungsgrundlage ist dann, analog zu den übrigen zertifizierten Alters-

vorsorgeprodukten, der persönliche Grenzsteuersatz des jeweiligen Jahres anzuwenden. 

Die zweite Alternative sieht hingegen eine pauschalierte Besteuerung im Sinne einer 

Abgeltungssteuer auf den fiktiven Vermögenswert W vor. Der Steuersatz könnte beispiels-

weise bei 25 Prozent liegen, wie dies für die aktuell diskutierte Abgeltungssteuer auf Zinser-

träge vorgesehen ist. Um mögliche Zahlungsschwierigkeiten zu vermeiden, könnte die ent-

sprechende Steuerschuld in Anlehnung an den §23 Erbschaftsteuergesetz (ErbStG) auf bei-

spielsweise 10-15 Jahre (analog zu Alternative 1) gestreckt. Alternativ kann die Steuer auch 

erst am Lebensende entrichtet werden. Eine Begleichung zum Zeitpunkt des Renteneintritts 

ist zwar ebenfalls denkbar, scheint aber aus Liquiditätsgründen problematisch. Unabhängig 

von der gewählten Variante wird eine eventuell verbleibende Steuerschuld stets vererbt. 

Durch diese Ausgestaltung der Altersvorsorgeflanke können gesamtwirtschaftlich 

problematische Verzerrungen zu Lasten beleih- und vererbbarer Formen der Ersparnisbildung 

vermieden werden, wie sie sich beispielsweise durch die Verschärfung der Annuitisierungsan-

forderungen im „Drei-Schichten-Modell“ der „Sachverständigenkommission zur Neuordnung 

der steuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen“ 

(auch Rürup-I-Kommission) ergeben würden. Im „Drei-Schichten-Modell“ wird das 

Wohneigentum der dritten Schicht der Altersvorsorgeprodukte zugeordnet und gehört damit 

zu den am wenigsten annuitisierbaren (Ausnahme: „Reverse Mortgages“) bzw. leicht 

kapitalisierbaren und zudem vererbbaren Ersparnisformen. Mithin gehören Produkte der 
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dritten Schicht zu den am wenigsten förderwürdigen Ersparnisformen, für die eine vorgela-

gerte Besteuerung vorgesehen ist. Für das Wohneigentum bedeutet dies die ersatzlose 

Streichung der bisherigen Entnahmeregelung.17 Eine derartige Verzerrungswirkung zu Lasten 

von beleih- und vererbbaren Formen der Ersparnisbildung ist gesamtwirtschaftlich extrem 

fragwürdig, weil sie die makroökonomische Realkapitalbildung zu Gunsten von im Lebens-

lauf verzehrten Formen der Ersparnis diskriminiert.18 

In dieser Hinsicht noch weitergehend als die Freiburger Zwei-Flanken-Strategie ist der 

tiefgreifende und strukturelle Reformvorschlag der „Einfachsteuer“ des Heidelberger Steuer-

kreises.19 Grundpfeiler dieses konsumorientierten Steuersystems sind ein einheitlicher 

pauschaler Steuersatz sowie die vollständige steuerliche Abzugsfähigkeit von Altersvorsorge-

aufwendungen (Sparbereinigung der Bemessungsgrundlage) einerseits und die Freistellung 

von Zinserträgen innerhalb bestimmter Grenzen (Zinsbereinigung der Bemessungsgrundlage) 

andererseits. Mit diesem Konzept gehören Verzerrung zugunsten bestimmter (zertifizierter) 

Sparformen der Vergangenheit an. Auch erübrigt sich die Diskussionen über die Abschaffung 

des Zertifizierungszwangs. Durch einen derartigen großen Wurf, der die Diskriminierung des 

Zukunftskonsums beenden würde, wäre zudem eine positive Wirkung auf das Wirtschafts-

wachstum und die Nachhaltigkeit der Sozialen Sicherungssysteme verbunden.20 

3.2 Wohneigentumsförderung als Beitrag zur Generationenvorsorge 

Alternativ zur Förderung als Altersvorsorge sieht die Freiburger Zwei-Flanken-Strategie für 

Familien mit Kindern die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer „Generationenzulage“ vor. 

Bereits in der ursprünglichen Form des Eigenheimzulagengesetzes (EigZulG) war die 

Förderung von Familien mit Kindern ein wesentliches Ziel.21 Im Rahmen des im Frühjahr 

2003 gescheiterten Steuervergünstigungsabbaugesetz sollte diese Fokussierung durch eine 

Beschränkung der Förderung auf Familien mit Kindern noch verstärkt werden. Im Koalitions-

vertrag heißt es dazu: „Die Eigenheimzulage werden wir auf diejenigen konzentrieren, die sie 

wirklich brauchen: Familien mit Kindern.“22  

Im Haushaltsbegleitgesetz 2004 wurden zwar nun einige Neuregelungen im Bereich der 

Eigenheimzulage getroffen (s.u.), eine Beschränkung der Förderung auf Familien mit Kindern 

                                                           
17 Vgl. Rürup et. al. (2003, S. 19). 
18 Vgl. hierzu u.a. Auerbach, Kotlikoff und Weil (1992). 
19 Vgl. dazu ausführlich Rose (2002). 
20 Vgl. Feist, Krimmer und Raffelhüschen (2002). 
21 Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (2002, S. 10). 
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erfolgte jedoch nicht. In eben dieser Beschränkung besteht die entscheidende Neuerung der 

Freiburger Zwei-Flanken-Strategie, weil nur hier das Vererbungsmotiv „glaubhaft“ ist. Die 

als „Generationenzulage“ zu bezeichnende Förderung stellt damit ein explizit 

familienpolitisches Instrument dar, das die angesichts der demographischen Entwicklung 

nicht langfristig zu legitimierende Eigenheimzulage (s.o.) ersetzt. Mit dieser a priori Be-

schränkung der Förderung auf Familien mit Kindern würde sich neben einer erheblichen 

Entlastung für die öffentlichen Haushalte auch der vieldiskutierte Aspekt der Zielgenauigkeit 

der bisherigen Eigenheimzulage erübrigen.23 

Andere Bestimmungen zur Eigenheimzulage, die mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2004 in 

Kraft getreten sind, können demgegenüber auch bei der Generationenzulage beibehalten 

werden. So sind die Herabsetzung der Einkommensgrenzen und die Reduzierung der 

Fördergrundbeträge sowie die Erhöhung der Kinderzulage ebenso wie die Abschaffung der 

Differenzierung der Grundzulage als grundsätzlich sinnvoll zu werten. Gerade in Bezug auf 

letzteres besteht hinsichtlich des Entlastungspotentials kein systematischer Unterschied 

zwischen Alt- und Neubauten.24 Notwendig für diese Schlussfolgerung ist allerdings die 

Annahme regelmäßig durchgeführter werterhaltender Instandsetzungsmaßnahmen, weshalb 

die Streichung der Eigenheimzulage für Aus- und Neubauten zu kritisieren ist. 

In Fällen, in denen sich Personen, denen prinzipiell beide Flanken offen stehen, zunächst 

für die Förderung im AVmG entschieden hatten, ist es ohne weiteres denkbar, auch im nach-

hinein noch einen Wechsel auf die Generationenzulage zu ermöglichen. Hierbei besteht ledig-

lich Notwendigkeit, das bis dato angesparte „fiktive Riester-Vermögen“ pauschaliert zu ver-

steuern. Für die geltenden Zulagen (Grundzulage 1250 Euro, Kinderzulage 800 Euro) zeigt 

ein modellhafter Vergleich der Entwicklung der Förderbeträge, dass ein Wechsel der 

Förderflanken für Familien mit Kindern generell vorteilhaft ist, wenn nicht mehr als 13 Jahre 

in der Altersvorsorge-Flanke angespart wurde.25 Bei späteren Wechseln hängt diese einseitige 

Begünstigung von der Zahl der Kinder und dem Steuersatz in der Rentenphase ab. Zur Er-

höhung der „Durchlässigkeit“ der Flanken ist darüber hinaus eine ergänzende Regelung denk-

bar, die eine rückwirkende Förderung für den Fall ermöglicht, dass das Wohneigentum er-

worben wird, bevor Kinder vorhanden sind. 

                                                                                                                                                                                     
22 Vgl. Bundesregierung (2002b, S. 18). 
23 Vgl. dazu beispielsweise Sigismund (2003) und Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (2002). 
24 Eine solche Regelung wurde auch aus siedlungspolitischer bzw. städtebaulicher Sicht (Stichwort: Zersiedelung 
der Landschaft durch Suburbanisierungstendenzen) befürwortet. 
25 Vgl. dazu Raffelhüschen und Schoder (2004). 
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4. Fazit 

Der doppelte Alterungsprozess der deutschen Bevölkerung stellt zwar einen wesentlichen As-

pekt der bisherigen Rechtfertigung der Wohneigentumsförderung fundamental in Frage (ge-

meint ist die auf wohnungsversorgerischen Motiven beruhende Legitimation), er erlaubt aber 

gleichzeitig eine zukünftige Legitimation mit neuer Akzentsetzung. Durch den demographi-

schen Druck wird die doppelte Funktion des Wohneigentums als Alters- und Generationen-

vorsorge zur zentralen Legitimationsgrundlage der Wohneigentumsförderung.  

Mit der Freiburger Zwei-Flanken-Strategie wird ein Förderkonzept in die Diskussion ein-

gebracht, das beide Aspekte in einem kohärenten Rahmen verbindet. Grundidee des Reform-

vorschlags ist es, den Individuen eine Wahlfreiheit einzuräumen, welche Förderung sie in An-

spruch nehmen möchten. Bei einer Entscheidung für Immobilien als Form der Altersvorsorge 

erfolgt eine Förderung gemäß dem AVmG, bei vollständiger Gleichstellung der Immobilien 

mit den bislang zertifizierten Vorsorgeprodukten. Durch die Gleichstellung des Wohneigen-

tums könnten die bisherigen Formen der (An-)Sparförderung (Wohnungsbauprämie und der 

Arbeitnehmersparzulage) ersetzt werden. Neben der Konsistenz wird dadurch auch mehr 

Transparenz hinsichtlich der staatlichen Förderung der Vermögensbildung geschaffen. Ist hin-

gegen mit der Wohneigentumsbildung ein Beitrag zur Generationenvorsorge intendiert, so 

wird diese mit einer „Generationenzulage“ gefördert. Der Weg zur Förderung in Form der 

„Generationenzulage“ steht im Rahmen der Freiburger Zwei-Flanken-Strategie jedoch nur 

Familien mit Kindern offen. Ein Wechsel der Förderflanken ist durch pauschalierte Besteue-

rung des bis zum Zeitpunkt des Wechsels angesparten „Riester-Vermögens“ ohne größere 

Schwierigkeiten möglich. Ähnlich wie im Regierungsentwurf zur Novellierung des Eigen-

heimzulagengesetzes sind zudem Regelungen denkbar, welche eine rückwirkende Förderung 

ermöglichen, wenn sich der Nachwuchs innerhalb eines zu bestimmenden Zeitraums nach 

dem Erwerb von Wohneigentum einstellt. 

Mit der vorgestellten Strategie wird die individuelle Entscheidungsfreiheit der Bürger er-

höht. Die Wahlfreiheit bezüglich der Verwendung von Altersvorsorgeförderungen ist auch 

aus allokativer Perspektive zu begrüßen, da grundsätzlich keine Notwendigkeit staatlicher 

Einflussnahme auf die individuelle Portfoliozusammensetzung besteht. Weiterhin würde sich 

dadurch auch die Frage der Doppelförderung von Wohneigentum, die im Rahmen der Diskus-

sion um die Einbeziehung der Wohnimmobilien in das AVmG aufgeworfen wurde, erübrigen. 
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